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1)  Bezogen auf des Rumpfgeschäftsjahr vom 01.01.2012–30.06.2012
2) Biodiesel/Bioethanol, jeweils bezogen auf die Produktionskapazität
3) Aquisition der Märka GmbH (11/2010)

BETRIEBSDATEN
 2012 1) 2011 2010

Produktion (t) 243.231 561.938 584.311

Auslastung (%) 2) 69,7 80,6 83,8

Anzahl Mitarbeiter 806 772 743 3)

Investitionen in Sachanlagen (Mio. EUR) 11,6 19,3 48,3

ERTRAGSLAGE
Mio. EUR 2012 2011 2010

Umsatz 413,7 754,0 520,6

EBITDA 20,3 33,4 21,9

EBIT 7,0 7,6 10,4

EBT 3,4 1,0 7,2

Konzernergebnis 1,9 1,3 8,0

VERMÖGENSLAGE
Mio. EUR 30.06.2012 31.12.2011 31.12.2010

Nettofinanzvermögen –61,9 –88,3 –58,3

Eigenkapital 335,5 331,5 332,5

Eigenkapitalquote (%) 58,4 50,3 54,7

Bilanzsumme 574,8 658,9 608,4 3)

FINANZLAGE
Mio. EUR 30.06.2012 31.12.2011 31.12.2010

Operativer Cashflow 89,9 –16,1 25,3

Operativer Cashflow je Aktie (EUR) 1,43 –0,26 0,41

Zahlungsmittel und 

Zahlungsmitteläquivalente

 

40,7

 

37,0

 

47,8

UNTERNEHMENSKENNZAHLEN
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Hiermit laden wir unsere Aktionäre  

zu der am Freitag, 25. Januar 2013,  

um 10:00 Uhr (Einlass ab 9:00 Uhr) im 

Radisson Blu Hotel 

Augustusplatz 5–6 

04109 Leipzig 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein.

VERBIO 
Vereinigte BioEnergie AG,
Zörbig
ISIN DE000A0JL9W6

WKN A0JL9W

Einladung zur  
Hauptversammlung
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TAGESORDNUNG

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der 

VERBIO Vereinigte BioEnergie AG und des gebillig­

ten Konzernabschlusses für das Rumpfgeschäftsjahr 

vom 1.  Januar 2012 bis 30. Juni 2012. Vorlage des 

Lageberichts für die VERBIO Vereinigte BioEnergie AG 

und den VERBIO Vereinigte BioEnergie Konzern mit dem 

erläuternden Bericht des Vorstands zu den Angaben 

nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB sowie des Berichts 

des Aufsichtsrats über das Rumpfgeschäftsjahr vom 

1. Januar 2012 bis 30. Juni 2012.

Die vorstehenden Unterlagen nebst dem Vorschlag 

für die Verwendung des Bilanzgewinns sind ab dem 

Tag der Einberufung der Hauptversammlung auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter www.verbio.de –> 

Investor Relations –> Finanzkalender & Corporate Events 

–> Hauptversammlung 2013 abrufbar. Diese Unterlagen 

werden auch auf der Hauptversammlung zugänglich ge­

macht. Eine Abschrift wird jedem Aktionär auf Verlangen 

unverzüglich und kostenlos erteilt und zugesandt. 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten 

Jahresabschluss zum 30. Juni 2012 und den Konzern­

abschluss zum 30. Juni 2012 in seiner Sitzung am 24. 

September 2012 gebilligt; der Jahresabschluss ist damit 

gemäß § 172 AktG festgestellt. Einer Feststellung des 

Jahresabschlusses sowie einer Billigung des Konzern­

abschlusses durch die Hauptversammlung gemäß § 173 

AktG bedarf es daher nicht, sodass zu Tagesordnungs­

punkt 1 keine Beschlussfassung erfolgt. 

2.	Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanz­

gewinns für das Rumpfgeschäftsjahr vom 1. Januar 2012 

bis 30. Juni 2012.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im fest­

gestellten Jahresabschluss der VERBIO Vereinigte 

BioEnergie AG zum 30. Juni 2012 ausgewiesenen 

Bilanzgewinn in Höhe von EUR 36.713.890,45 auf neue 

Rechnung vorzutragen. 
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3.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands 

für das Rumpfgeschäftsjahr vom 1. Januar 2012 bis 30. 

Juni 2012.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Rumpf­

geschäftsjahr vom 1. Januar 2012 bis 30. Juni 2012 amtie­

renden Mitgliedern des Vorstands Entlastung zu erteilen.

4.	Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichts­

rats für das Rumpfgeschäftsjahr vom 1. Januar 2012 bis 

30. Juni 2012.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Rumpf­

geschäftsjahr vom 1. Januar 2012 bis 30. Juni 2012 am­

tierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung zu 

erteilen.

5.	Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschluss­

prüfers für das Geschäftsjahr vom 1. Juli 2012 bis 

30. Juni 2013. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG AG Wirtschafts­

prüfungsgesellschaft, Leipzig, zum Abschlussprüfer für 

den Jahresabschluss der VERBIO Vereinigte BioEnergie 

AG und deren Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 

vom 1. Juli 2012 bis 30. Juni 2013 zu wählen.

6.	Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb 

und zur Verwendung eigener Aktien

Die in der Hauptversammlung am 28. Juni 2010 be­

schlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ist 

am 27. Dezember 2012 ausgelaufen. Um auch in Zukunft 

in der Lage zu sein, eigene Aktien zu erwerben, soll der 

Vorstand erneut zum Erwerb eigener Aktien gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt werden.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

a)	 Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien bis zu 

10 Prozent des derzeitigen Grundkapitals zu erwerben. 

Ein Erwerb darf nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

erfolgen. Die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit 

etwaigen aus anderen Gründen erworbenen eigenen 

Aktien, die sich jeweils im Besitz der Gesellschaft be­

finden oder ihr nach §§ 71 a ff. AktG zuzurechnen sind, 

zu keinem Zeitpunkt 10 Prozent des Grundkapitals der 

Gesellschaft überschreiten. Die Ermächtigung darf 

nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien aus­

genutzt werden.

b)	 Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, ein­

malig oder mehrmals, in Verfolgung eines oder mehre­

rer Zwecke durch die Gesellschaft ausgeübt werden, 

aber auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz 

der Gesellschaft stehende Unternehmen oder für 

ihre oder deren Rechnung durch Dritte durchge­

führt werden. Die Erwerbsermächtigung gilt bis zum 

24. Januar 2018.

c)	 Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands (1) über 

die Börse, (2) mittels eines an alle Aktionäre gerich­

teten öffentlichen Kaufangebots oder (3) mittels einer 

an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Einladung 

zur Abgabe von Verkaufsofferten.

(1)	 Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf der Gegen­

wert für den Erwerb der Aktien den Durchschnitt 

der Börsenkurse der Aktie der VERBIO Vereinigte 

BioEnergie AG an den dem Erwerb vorausgehenden 

fünf Börsenhandelstagen in der Schlussauktion im 

XETRA-Handelssystem oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem („durchschnittlicher Börsen­

schlusskurs“) um nicht mehr als 5 Prozent über- 

oder unterschreiten.
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(2)	Bei einem öffentlichen Kaufangebot darf der 

Angebotspreis der Aktien den durchschnittli­

chen Börsenschlusskurs vor dem Tag der Ver­

öffentlichung des Angebots um nicht mehr 

als 10  Prozent über- oder unterschreiten. Das 

Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen.

(3)	Im Falle einer an alle Aktionäre gerichteten Ein­

ladung zur Abgabe von Verkaufsofferten darf der 

von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie 

(ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt 

der Börsenkurse der Aktie der Gesellschaft in der 

Schlussauktion im XETRA-Handelssystem (oder 

einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 

Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten fünf 

Börsenhandelstagen vor Annahme der Verkaufs­

offerten um nicht mehr als 10 Prozent über- oder 

unterschreiten.

Sofern ein öffentliches Angebot nach (2) oder eine öffent­

liche Einladung zur Abgabe von Verkaufsofferten nach (3) 

überzeichnet ist, muss die Annahme nach Quoten erfol­

gen. Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen 

bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie 

eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen kön­

nen vorgesehen werden. Das Kaufangebot oder die 

Einladung zur Abgabe von Verkaufsofferten kann weitere 

Bedingungen vorsehen.

d)	 Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, 

die aufgrund dieser Ermächtigung erworben werden, 

zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken, insbesondere 

auch zu den Folgenden zu verwenden:

(1)	 Sie können gegen Sachleistung veräußert werden, 

insbesondere als (Teil-) Gegenleistung im Rahmen 

von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum 

Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Unter­

nehmen oder Unternehmensteilen verwendet wer­
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den. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit 

ausgeschlossen.

(2)	Sie können als Belegschaftsaktien Mitarbeitern 

und Pensionären der Gesellschaft und der mit ihr 

verbundenen Unternehmen angeboten werden. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit 

ausgeschlossen.

(3)	Sie können auch in anderer Weise als über die 

Börse oder durch ein Angebot an die Aktionäre 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

veräußert werden, wenn die Aktien gegen Bar­

zahlung zu einem Preis veräußert werden, der 

den durchschnittlichen Börsenschlusskurs nicht 

wesentlich (d.  h. um nicht mehr als 5  Prozent) 

unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch 

nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss 

des Bezugsrechts gemäß §  186 Abs.  3 Satz  4 

AktG veräußerten Aktien insgesamt 10  Prozent 

des Grundkapitals der Gesellschaft nicht über­

schreiten dürfen und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung von 

10  Prozent des Grundkapitals sind diejenigen 

Aktien anzurechnen, 

–– die zur Bedienung von Schuldverschreibungen 

mit Wandlungs- oder Optionsrecht möglicher­

weise zukünftig ausgegeben werden, sofern 

die Schuldverschreibungen aufgrund einer 

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 

Ermächtigung geltenden bzw. an deren Stelle 

tretenden Ermächtigung in entsprechender 

Anwendung des §  186 Abs.  3 Satz  4 AktG un­

ter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 

werden;

–– die aus genehmigtem Kapital aufgrund einer 

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er­
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mächtigung geltenden bzw. an deren Stelle tre­

tenden Ermächtigung gemäß § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre ausgegeben werden.

(4)	Sie können eingezogen werden, ohne dass die 

Einziehung oder die Durchführung der Einziehung 

eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses 

bedarf. Die Einziehung kann auf einen Teil der 

erworbenen Aktien beschränkt werden; von der 

Ermächtigung zur Einziehung kann auch mehr­

fach Gebrauch gemacht werden. Die Einziehung 

führt zur Kapitalherabsetzung. Die Einziehung 

kann aber auch im vereinfachten Verfahren ohne 

Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteili­

gen Betrags des Grundkapitals der übrigen Aktien 

gemäß § 8 Abs. 3 AktG erfolgen. Der Vorstand ist 

für diesen Fall ermächtigt, die Angabe der Zahl der 

Aktien in der Satzung entsprechend zu ändern.

e)	 Die Ermächtigungen unter lit. d) erfassen auch die 

Verwendung von Aktien der Gesellschaft, die auf­

grund früherer Ermächtigungsbeschlüsse nach §  71 

Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben wurden, und von solchen 

Aktien, die von im Sinne von §  17 AktG abhängigen 

Konzernunternehmen oder gemäß § 71 d Satz 5 AktG 

erworben wurden.

f)	 Die Ermächtigungen unter lit. d) können einmalig oder 

mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln oder gemein­

sam, die Ermächtigungen gemäß lit. d), (1), (2) und (3) 

auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der 

Gesellschaft stehende Unternehmen oder auf deren 

Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft han­

delnde Dritte ausgenutzt werden.
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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung über 

den Ausschluss des Bezugsrechts bei Veräußerung ei­

gener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i. V. m. § 186 Abs. 4 

Satz 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu Tagesordnungs­

punkt 6

Die Gesellschaft hat aufgrund der in Tagesordnungspunkt 

6 erteilten Ermächtigung der Hauptversammlung vom 

28. Juni 2010 keine eigenen Aktien erworben. Durch die 

nun vorgeschlagene Erneuerung der Ermächtigung unter 

Tagesordnungspunkt 6 soll die Gesellschaft auch weiter­

hin in die Lage versetzt werden, eigene Aktien zu erwer­

ben, falls sie in Zukunft eigene Aktien erwerben möchte. 

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft 

auch die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein 

öffentliches Kaufangebot oder eine an alle Aktionäre ge­

richtete Einladung zur Abgabe von Verkaufsofferten zu 

erwerben. Bei diesen Varianten kann jeder verkaufswillige 

Aktionär der Gesellschaft entscheiden, wie viele Aktien 

und, bei Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis 

er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum festgesetz­

ten Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft 

nachgefragte Anzahl der Aktien, so muss eine Zuteilung 

der Annahme der Verkaufsangebote erfolgen. Hierbei soll 

es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner 

Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu max. 100 

Stückaktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, 

gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerben­

den Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und 

damit die technische Abwicklung zu erleichtern. 

Auf die im Rahmen dieser Ermächtigung gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen Aktien dürfen zusam­

men mit anderen Aktien der Gesellschaft gemäß § 71 

Abs. 2 Satz 1 AktG nicht mehr als zehn von Hundert des 

Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Gesellschaft 

ist nach dem Beschlussvorschlag auch berechtigt, die auf 

Grund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien 
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ganz oder teilweise unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre zu veräußern oder zu begeben.

Auf Grund gesetzlicher Bestimmungen können die von der 

Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien über die Börse 

oder durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre 

wieder veräußert werden. Mit diesen Möglichkeiten des 

Verkaufs wird bei der Wiederausgabe der Aktien das 

Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt.

Der Beschlussvorschlag sieht vor, dass der Vorstand 

eine Veräußerung der auf Grund der vorgeschlagenen 

Ermächtigung der Hauptversammlung erworbenen ei­

genen Aktien auch in anderer Weise als über die Börse 

oder durch Angebot an alle Aktionäre vornehmen kann, 

wenn die eigenen Aktien zu einem Preis veräußert 

werden, deren Wert den Börsenpreis von Aktien glei­

cher Ausstattung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit die­

ser Ermächtigung, die einem Bezugsrechtsausschluss 

gleichkommt, wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 

AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichter­

ten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Im 

Interesse der Gesellschaft soll damit insbesondere die 

Möglichkeit geschaffen werden, institutionellen oder 

anderen Investoren Aktien der Gesellschaft anzubieten 

und/oder den Aktionärskreis der Gesellschaft zu erwei­

tern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage ver­

setzt werden, auf günstige Börsensituationen schnell 

und flexibel reagieren zu können. Den Interessen der 

Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die 

Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, 

der den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft zum 

Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschrei­

tet. Mit der Festlegung eines Durchschnittskurses für den 

maßgeblichen Börsenpreis soll gewährleistet werden, 

dass die Interessen der Aktionäre der Gesellschaft nicht 

durch zufällige Kursbildungen beeinträchtigt werden. 
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Diese Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien ge­

gen eine Barleistung beschränkt sich auf insgesamt höchs­

tens 10 Prozent des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

und des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 

vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft. Auf diese 

Begrenzung auf 10 Prozent des Grundkapitals sind dieje­

nigen Aktien mit anzurechnen,

–– die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit 

Wandlungs- oder Optionsrecht möglicherweise zu­

künftig ausgegeben werden, sofern die Schuld­

verschreibungen aufgrund einer zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens dieser Ermächtigung geltenden bzw. 

an deren Stelle tretenden Ermächtigung in entspre­

chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG un­

ter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden; 

–– für die das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bei Ausnutzung des ge­

nehmigten Kapitals ausgeschlossen wird. 

Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass er­

worbene eigene Aktien nicht unter vereinfachtem 

Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG veräußert werden, wenn dies dazu führen 

würde, dass insgesamt für mehr als zehn von Hundert des 

Grundkapitals Bezugsrechte der Aktionäre in unmittelba­

rer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgeschlossen werden. Diese Beschränkung liegt 

im Interesse der Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote 

möglichst aufrecht erhalten wollen.

Der Vorstand soll weiterhin ermächtigt werden, die auf 

Grund der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen 

eigenen Aktien als Gegen- oder Teilgegenleistung für 

den Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an 

anderen Unternehmen oder Unternehmensteilen oder 

im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen zu 

begeben. Der internationale Wettbewerb verlangt zu­

nehmend diese Form der Akquisitionsfinanzierung. Vor 
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diesem Hintergrund ist es für die weitere Entwicklung 

der Gesellschaft von großer Bedeutung, dass sie die 

Möglichkeit erhält, im Rahmen ihrer Beteiligungsstrategie 

geeignete Beteiligungen nicht nur im Wege einer 

Barkaufpreiszahlung, sondern auch im Wege einer 

Sachgegenleistung durch Überlassung von Aktien der 

Gesellschaft erwerben zu können. Der Gesellschaft steht 

derzeit auch das Genehmigte Kapital gemäß § 4 Abs. 4 

der Satzung für den Erwerb von Unternehmen oder von 

Beteiligungen an Unternehmen zur Verfügung. Die vorge­

schlagene Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien 

stellt insoweit eine Ergänzung zum Genehmigten Kapital 

der Satzung dar. Diese Ermächtigung soll der Gesellschaft 

den notwendigen Handlungsspielraum geben, sich bie­

tende Akquisitionsgelegenheiten schnell und flexibel 

ohne Kapitalerhöhung nutzen zu können. Da eine solche 

Verwendung der erworbenen Aktien meist kurzfristig im 

Wettbewerb mit anderen Erwerbsinteressenten und unter 

Wahrung der gebotenen Vertraulichkeit erfolgen muss, ist 

die Ermächtigung zur Veräußerung der erworbenen eige­

nen Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch 

Angebot an alle Aktionäre erforderlich. Dem trägt der 

vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. 

Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, 

ob er von dieser Ermächtigung Gebrauch macht, sobald 

sich Möglichkeiten zum Erwerb einer Beteiligung kon­

kretisieren. Er wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur 

dann ausschließen, wenn sich der Erwerb im Rahmen der 

Beteiligungsstrategie der Gesellschaft hält und wenn 

der Erwerb gegen Hingabe von Aktien der Gesellschaft 

im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 

Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der 

Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre 

angemessen gewahrt werden und demzufolge von der 

Ermächtigung nur insoweit Gebrauch gemacht wird, als 

der Wert der zu erwerbenden Beteiligung in einem an­

gemessenen Verhältnis zum Wert der hinzugebenden 

VERBIO-Aktien steht. 
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Darüber hinaus soll die Gesellschaft in der Lage sein, 

Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer und Pensionäre der 

Gesellschaft und der mit ihr verbundenen Unternehmen 

auszugeben. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien fördert 

die Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unternehmen 

und die Übernahme von Mitverantwortung und liegt da­

her im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 

Mitarbeiteraktien könnten auch gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 2 

AktG ohne gesonderten Hauptversammlungsbeschluss 

angeboten werden. Wir möchten Aktien aber auch im 

Rahmen innovativer Beteiligungsmodelle anbieten kön­

nen, z.B. erst bei Erreichen besonderer Ziele, die den 

Ertrag des Unternehmens steigern können.

Über die Einzelheiten des Erwerbs und die Verwendung 

eigener Aktien wird der Vorstand jeweils auf der 

Hauptversammlung berichten, die dem Erwerb und /oder 

der Verwendung der eigenen Aktien nachfolgt.

Die Gesellschaft soll eigene Aktien auch ohne erneuten 

Beschluss der Hauptversammlung einziehen können.

Der vorstehende Bericht zu Tagesordnungspunkt 6 ist auf 

der Internetseite der Gesellschaft unter www.verbio.de –> 

Investor Relations –> Finanzkalender & Corporate Events 

–> Hauptversammlung 2013 abrufbar und wird auch 

auf der Hauptversammlung zugänglich gemacht. Eine 

Abschrift wird jedem Aktionär auf Verlangen unverzüg­

lich und kostenlos erteilt und zugesandt. 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt 

der Einberufung der Hauptversammlung

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeit­

punkt der Einberufung der Hauptversammlung EUR 

63.000.000,00 und ist in 63.000.000 Stückaktien mit 

ebenso vielen Stimmen eingeteilt. Die Gesellschaft hält 

zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

keine eigenen Aktien. 
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Teilnahme an der ordentlichen Hauptversammlung

Um an der Hauptversammlung teilnehmen, das Stimm­

recht ausüben oder Anträge stellen zu können, müssen 

sich die Aktionäre vor der Hauptversammlung anmel­

den und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Haupt­

versammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nach­

weisen. Die Anmeldung und der Nachweis müssen der 

Gesellschaft unter folgender Adresse: 

VERBIO Vereinigte BioEnergie AG 

c/o Computershare Operations Center  

Prannerstraße 8 

80333 München 

Telefax: +49 (0)89 30903 74675 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

bis spätestens 18. Januar 2013, 24:00 Uhr (Ortszeit am 

Sitz der Gesellschaft) zugehen. Der Nachweis der Be­

rechtigung muss durch einen in Textform und in deutscher 

oder englischer Sprache erstellten besonderen Nachweis 

des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut er­

folgen. Der Nachweis des depotführenden Instituts hat 

sich auf den 4. Januar 2013, 0:00 Uhr (Ortszeit am Sitz 

der Gesellschaft) zu beziehen (Nachweisstichtag).

Bedeutung des Nachweisstichtags (Record Date)

Der Nachweisstichtag (Record Date) ist das entschei­

dende Datum für den Umfang und die Ausübung des 

Teilnahme- und Stimmrechts in der Hauptversammlung. 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der 

Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts 

als Aktionär nur, wer einen Nachweis des Anteilsbesitzes 

zum Record Date erbracht hat. Veränderungen im 

Aktienbestand nach dem Record Date haben hierfür 

keine Bedeutung. Aktionäre, die ihre Aktien erst nach 

dem Record Date erworben haben, können somit nicht 

an der Hauptversammlung teilnehmen. Aktionäre, die 

sich ordnungsgemäß angemeldet und den Nachweis 
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erbracht haben, sind auch dann zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 

berechtigt, wenn Sie die Aktien nach dem Record Date 

veräußern. Der Nachweisstichtag hat keine Auswirkungen 

auf die Veräußerbarkeit der Aktien und ist kein relevan­

tes Datum für eine evtl. Dividendenberechtigung.

Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht bzw. sein Teilnahme­

recht in der ordentlichen Hauptversammlung auch durch 

einen Bevollmächtigten, z. B. durch die depotführende 

Bank, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person 

seiner Wahl, ausüben lassen. Die Vollmacht ist in Textform 

zu erteilen, soweit sie nicht an ein Kreditinstitut, eine 

Aktionärsvereinigung oder eine andere der in § 135 AktG 

gleichgestellten Personen oder Institutionen erteilt wird. 

Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann un­

ter anderem dadurch geführt werden, dass der Bevoll­

mächtigte am Tag der Hauptversammlung die Vollmacht 

an der Einlasskontrolle vorweist oder auch durch Über­

mittlung des Nachweises per Post, Telefax oder E-Mail an 

die nachfolgend genannte Adresse:

VERBIO Vereinigte BioEnergie AG 

c/o Computershare Operations Center  

Prannerstraße 8 

80333 München 

Telefax: +49 (0)89 30903 74675 

E-Mail: hv2013@verbio.de

Die Bevollmächtigung von Kreditinstituten und gemäß 

§ 135 AktG gleichgestellten Personen und Vereinigungen 

kann auch in einer sonstigen nach § 135 AktG zulässi­

gen Art und Weise erfolgen; wir weisen jedoch darauf 

hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigenden 

Kreditinstitute, Personen oder Vereinigungen möglicher­

weise eine besondere Form der Vollmacht verlangen, weil 

sie gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhal­

ten müssen.
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Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft

Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären 

an, sich durch von der Gesellschaft benannte 

Stimmrechtsvertreter bei der Ausübung des Stimmrechts 

vertreten zu lassen. Hierfür legt die Gesellschaft folgen­

de Regelungen fest: Die Stimmrechtsvertreter dürfen 

das Stimmrecht nur nach Maßgabe ausdrücklich er­

teilter Weisungen zu den einzelnen Gegenständen der 

Tagesordnung ausüben. Ohne ausdrückliche Weisungen 

wird das Stimmrecht nicht vertreten. Die Erteilung der 

Vollmacht (mit Weisungen), ihr Widerruf und der Nachweis 

der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft be­

dürfen der Textform. Aktionäre, welche die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bevoll­

mächtigen möchten, werden zur organisatorischen 

Erleichterung gebeten, die Vollmachten unter Erteilung 

ausdrücklicher Weisungen bei der Gesellschaft bis spä­

testens 23. Januar 2013, 24:00 Uhr (Ortszeit am Sitz der 

Gesellschaft; Eingang bei der Gesellschaft) postalisch, 

per Telefax oder per E-Mail unter der nachstehend ge­

nannten Adresse einzureichen:

VERBIO Vereinigte BioEnergie AG 

c/o Computershare Operations Center  

Prannerstraße 8 

80333 München 

Telefax: +49 (0)89 30903 74675 

E-Mail: hv2013@verbio.de
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Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 

Absatz 2, § 126 Absatz 1, § 127, § 131 Absatz 1 AktG

Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Ab­

satz 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten 

Teil (5 Prozent) des Grundkapitals oder einen anteiligen 

Betrag am Grundkapital von EUR 500.000,00 (dies ent­

spricht 500.000 Stückaktien) erreichen, können verlan­

gen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 

und bekannt gemacht werden. 

Ein solches Verlangen ist schriftlich an den Vorstand 

der Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft 

mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung, also 

spätestens am 25. Dezember 2012, 24:00 Uhr (Ortszeit 

am Sitz der Gesellschaft) zugehen. Wir bitten, derartige 

Verlangen an folgende Adresse zu richten:

Vorstand der VERBIO Vereinigte BioEnergie AG 

c/o Investor Relations 

Augustusplatz 9 

04109 Leipzig

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder 

eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung 

werden unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 

Bundesanzeiger bekannt gemacht und gemäß § 121 

Absatz 4 a AktG solchen Medien zur Veröffentlichung 

zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, 

dass sie die Information in der gesamten Europäischen 

Union verbreiten. Sie werden außerdem über die 

Internetadresse der Gesellschaft unter www.verbio.

de –> Investor Relations –> Finanzkalender & Corporate 

Events –> Hauptversammlung 2013 den Aktionären zu­

gänglich gemacht.
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Anträge von Aktionären gemäß § 126 Absatz 1 AktG 

bzw. 127 AktG

Gegenanträge von Aktionären zu Vorschlägen von Vor­

stand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tages­

ordnungspunkt der Hauptversammlung im Sinne von 

§ 126 AktG und Wahlvorschläge gemäß § 127 AktG sind un­

ter Beifügung eines Nachweises der Aktionärseigenschaft 

ausschließlich zu richten an:

VERBIO Vereinigte BioEnergie AG 

Alexandra Mühr/Anna-Maria Schneider  

Investor Relations  

Augustusplatz 9 

04109 Leipzig 

Telefax: +49 (0)341 308530-998;  

E-Mail: hv2013@verbio.de

Anträge von Aktionären, die bis spätestens 14 Tage vor 

dem Tage der Hauptversammlung bei der Gesellschaft, 

also bis zum 10. Januar 2013, 24:00 Uhr (Ortszeit am 

Sitz der Gesellschaft), eingegangen sind, werden unver­

züglich nach ihrem Eingang auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter www.verbio.de –> Investor Relations –> 

Finanzkalender & Corporate Events –> Hauptversammlung 

2013 öffentlich zugänglich gemacht. Anderweitig adres­

sierte Anträge werden nicht berücksichtigt.

In § 126 Abs. 2 AktG nennt das Gesetz Gründe, bei deren 

Vorliegen ein Gegenantrag und dessen Begründung nicht 

zugänglich gemacht werden müssen. Diese sind auf der 

Internetseite der Gesellschaft www.verbio.de –> Investor 

Relations –> Finanzkalender & Corporate Events –> 

Hauptversammlung 2013 angegeben. 

Gegenanträge sind nur dann gestellt, wenn sie während 

der Hauptversammlung mündlich gestellt werden. Das 

Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptver­

sammlung Gegenanträge zu den verschiedenen Tages­
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ordnungspunkten auch ohne vorherige Übermittlung an 

die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.

Gemäß § 127 AktG ist jeder Aktionär berechtigt, in der 

Hauptversammlung Vorschläge zur Wahl von Abschluss­

prüfern zu unterbreiten. Wahlvorschläge von Aktionären 

müssen nur zugänglich gemacht werden, wenn sie den 

Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort des vorge­

schlagenen Abschlussprüfers enthalten (vgl. § 127 Satz 3 

in Verbindung mit § 124 Abs. 3 AktG). Wahlvorschläge 

brauchen nicht begründet zu werden. Nach § 127 Satz 1 in 

Verbindung mit § 126 Abs. 2 AktG gibt es weitere Gründe, 

bei deren Vorliegen Wahlvorschläge nicht über die 

Internetseite zugänglich gemacht werden müssen. Diese 

sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.

verbio.de –> Investor Relations –> Finanzkalender & 

Corporate Events –> Hauptversammlung 2013 angegeben.

Auch Wahlvorschläge sind nur dann unterbreitet, wenn 

sie während der Hauptversammlung mündlich gestellt 

werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der 

Hauptversammlung Wahlvorschläge auch ohne vorhe­

rige Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt 

unberührt.
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Auskunftsrechte gemäß § 131 Absatz 1 AktG

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und 

Aktionärsvertreter vom Vorstand Auskunft über 

Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit 

die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung der Tages­

ordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht er­

streckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen 

Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen 

Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der 

in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

Auskunftsverlangen sind in der Hauptversammlung 

mündlich im Rahmen der Aussprache zu stellen.

Weitere Einzelheiten zu den Rechten der Aktionäre gemäß 

§ 122 Absatz 2, § 126 Absatz 1, § 127, § 131 Absatz 1 AktG 

sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.

verbio.de –> Investor Relations –> Finanzkalender & 

Corporate Events –> Hauptversammlung 2013 abrufbar.
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VERBIO Vereinigte BioEnergie AG

Augustusplatz 9 

04109 Leipzig 

T: + 49 341 308530-0 

F: + 49 341 308530-999  

www.verbio.de

KONTAKT

Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft

Die Informationen und Unterlagen nach § 124 a AktG 

sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.

verbio.de –> Investor Relations –> Finanzkalender & 

Corporate Events –> Hauptversammlung 2013 abruf­

bar. Die Abstimmungsergebnisse werden nach der 

Hauptversammlung unter der gleichen Internetadresse 

veröffentlicht.

Zörbig, im Dezember 2012

VERBIO Vereinigte BioEnergie AG

Der Vorstand
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NOTIZEN
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NOTIZEN
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EINLADUNG ZUR

BETRIEBSBESICHTIGUNG 

DER VERBIO-BIORAFFINERIE 

IN ZÖRBIG

Wir bieten unseren Aktionären eine Werksführung 

im Anschluss an die Hauptversammlung an (Dauer 

inkl. Bustransfer von Leipzig nach Zörbig und zu­

rück: ca. 3,0 Std.).

Die Legitimation, das Betriebsgelände betreten zu 

dürfen, erfolgt über die Eintrittskarte und ein wei­

teres Ausweisdokument. Für die Besichtigung ist 

festes Schuhwerk aus Sicherheitsgründen vorge­

schrieben.

Ihre verbindliche Anmeldung senden Sie bitte per 

Fax (die Faxantwort finden Sie auf der nächsten 

Seite) oder E-Mail bis zum 18. Januar 2013 an:

Fax: 	 +49 (0) 341 308530-998 oder 

E-Mail: 	 ir@verbio.de

Fragen zur Betriebsführung beantworten wir gern 

telefonisch, per Fax oder E-Mail. 

Telefon: 	+49 (0) 341 308530-251 

Fax: 	 +49 (0) 341 308530-998 

E-Mail: 	 ir@verbio.de

VERBIO Vereinigte BioEnergie AG 

Augustusplatz 9 

04109 Leipzig 

Deutschland 

www.verbio.de
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ANMELDUNG 

BETRIEBSBESICHTIGUNG

Bis 18. Januar 2013 zurück an:

Fax: +49 (0) 341 308530-998

Ja, ich melde mich verbindlich zur Betriebs­

besichtigung der VERBIO-Bioraffinerie in Zörbig  

am 25. Januar 2013 an:

Bitte in Druckbuchstaben ausfüllen:

Name:

Vorname:

Ort/Datum

Unterschrift
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87

6

2

6

87

Haupt- 
bahnhof

Leipzig
Zentrum

Radisson Blu Hotel Leipzig 

Augustusplatz 5–6 

04109 Leipzig

Lage

Innenstadt – gegenüber von Oper und Gewandhaus

Anreise

mit dem PKW

Autobahn A 9 Berlin – München, Abfahrt Leipzig-West auf 

B 181 Richtung Zentrum/Innenstadtring

Autobahn A 14 Leipzig – Dresden, Abfahrt Leipzig-Mitte 

auf B 2 Richtung Zentrum/Innnenstadtring

Parkmöglichkeiten: Parkhaus Augustusplatz 

mit dem Flugzeug

Flughafen Leipzig/Halle (Entfernung ca. 18 km) per Taxi 

oder mit dem Airport-City-Liner bis zum Hauptbahnhof

mit der Deutschen Bahn

Ankunft Hauptbahnhof Leipzig (Entfernung ca. 300 m), 

zu Fuß ca. 5 Minuten oder eine Station mit den Straßen­

bahnen der Linien 4, 7, 8, 10, 11, 12,15, 16 bis Haltestelle 

Augustusplatz

LAGE UND  
ANFAHRTSBESCHREIBUNG
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Stand 13.12.2012


